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VörBla« 


Fünfte Änderung des Häftlingshilfegesetzes 
(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Das Häftlingshilfegesetz berücksichtigt nicht ausreichend die- 
jenigen Häftlinge, die nur wegen ihres persönlichen Einsatzes 
für demokratische Ziele nach der Besetzung ihres Aufenthalts- 
ortes oder nach dem 8. Mai 1945 in Gewahrsam genommen 
wurden. 


B. Lösung 

— Berücksichtigung von Haftzeiten in den Jahren 1947/48. 

— Gewährung der zusätzlichen Eingliederungshilfe vom ersten 
Gewahrsamsmonat an, wenn der Gewahrsam länger als zwei 
Jahre gedauert hat. 

— Erhöhung der zusätzlichen Eingliederungshilfe auf 90 DM 
monatlich. 

— Gewährung einer Ausgleichsleistung von 100 DM monatlich 
vom ersten Gewahrsamsmonat an, frühestens ab 1. Januar 
1947, wenn der Gewahrsam länger als zwei Jahre gedauert 
hat. 

Darüber hinaus sollen die Leistungen der Stiftung für ehemalige 
politische Häftlinge durch eine Umverteilung der Mittel vor- 
verlegt und unter bestimmten Voraussetzungen auch an Hinter- 
bliebene gewährt werden. 


C. Alternativen 

Die Minderheit des Ausschusses hatte beantragt, in Anlehnung 
an Vorschriften des Bundesentschädigungsgesetzes unter be- 
stimmten Voraussetzungen an die nach § 9 b Berechtigten Be- 
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schädigtenversorgung ohne die sonst erforderliche Feststellung 
der Ursache der Gesundheitsstörungen zu gewähren. 


D. Kosten 

Die auf den Bundeshaushalt entfallenden Mehrkosten werden 
auf rd. 140 Millionen DM geschätzt. Der bei einem Inkrafttreten 
ab 1. Juli 1971 zur Verfügung stehende und voraussichtlich auch 
benötigte Betrag beläuft sich auf 16,8 Millionen DM, für den 
Deckung im Haushalt 1971 gefunden werden kann. Die Deckung 
des Finanzbedarfs für die Jahre 1972 ff. muß bei der Fort- 
schreibung des Finanzplans gesucht werden. 
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Schriitlicher Beridit 

des Innenausschusses 
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— Drucksache VI/ 1999 — 


A. Bericht des Abgeordneten Freiherr von Fircks 


1. Allgemeines 

Der Entwurf wurde von der Bundesregierung mit 
Datum vom 23. März 1971 beim Deutschen Bundes- 
tag eingebracht und von diesem in der 112. Sitzung 
am 31. März 1971 ohne Aussprache dem Innenaus- 
schuß federführend und dem Haushaltsausschuß ge- 
mäß § 96 GO überwiesen. Der Innenausschuß hat 
seine Beratungen in der Sitzung am 13. Mai 1971 
abgeschlossen und den Gesetzentwurf einmütig ge- 
billigt. Der Haushaltsausschuß wird seinen Bericht 
gemäß § 96 GO gesondert vorlegen. 

Gegenstand des Gesetzentwurfs ist die Leistungs- 
verbesserung für politische Häftlinge, die nur wegen 
ihres persönlichen Einsatzes für demokratische Ziele 
nach der Besetzung ihres Aufenthaltsortes oder nach 
dem 8. Mai 1945 in Gewahrsam genommen wurden. 

Den Vorschlägen der Bundesregierung, die Haft- 
zeiten in den Jahren 1947/48 zu berücksichtigen, die 
zusätzliche Eingliederungshilfe vom ersten Gewahr- 
samsmonat an zu gewähren, wenn der Gewahrsam 
länger als zwei Jahre gedauert hat, die zusätzliche 
Eingliederungshilfe auf 90 DM monatlich zu erhöhen 
und eine Ausgleichsleistung von 100 DM monatlich 
vom ersten Gewahrsamsmonat an, frühestens ab 
1. Januar 1947 zu gewähren, wenn der Gewahrsam 
länger als zwei Jahre gedauert hat, ist der Ausschuß 
gefolgt. 

Der Ausschuß beschloß darüber hinaus, in Härte- 
fällen unter bestimmten Voraussetzungen aus der 


„Stiftung für ehemalige politische Häftlinge" auch 
die Hinterbliebenen politischer Häftlinge finanziell 
zu fördern. Außerdem soll mit Hilfe einer Um- 
verteilung der der Stiftung jährlich aus dem Stamm- 
kapital für Förderungszwecke zur Verfügung ste- 
henden Mittel der vorhandene Antragsüberhang ab- 
gebaut werden. Ein Antrag der Minderheit des 
Ausschusses, in Anlehnung an Vorschriften des 
Bundesentschädigungsgesetzes unter bestimmten 
Voraussetzungen an die nach § 9 b Berechtigten Be- 
schädigtenversorgung ohne die sonst erforderliche 
Feststellung der Ursache der Gesundheitsstörung zu 
gewähren, fand wegen der zwingenden Auswirkun- 
gen einer solchen Regelung im feereich des Bundes- 
entschädigungs- und des Bundesversorgungsgesetzes 
keine Mehrheit. 

Soweit der Ausschuß den Regierungsentwurf un- 
verändert übernommen hat, wird auf die Begrün- 
dung des Entwurfs — Drucksache VI/1999, S. 3 — 
verwiesen. 


11. Einzelbegründung 
Zu Artikel I Nr. 2 {§ 9 b) 

Der Ausschuß schloß sich dem Vorschlag des Bun- 
desrates an, den Absätzen 2 und 3 eine klarere Fas- 
sung zu geben und folgte einem Antrag aus seiner 
Mitte, eine Bestimmung über die Berechnung der 
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Haftzeit einzufügen, sowie ausdrücklich festzulegen, 
daß der Anspruch auf die Ausgleichsleistungen nicht 
übertragbar ist. 


Zu Artikel I Nr. 5 (§ 17) 

Die vom Ausschuß vorgeschlagene Ergänzung des 
§ 17 soll es der „Stiftung für ehemalige politische 
Häftlinge" ermöglichen, in Härtefällen unter be- 
stimmten Voraussetzungen auch den Ehegatten be- 
ziehungsweise die Kinder eines verstorbenen poli- 
tischen Häftlings finanziell zu fördern. 


Zu Artikel I Nr. 6 (§ 18) 

Nach Auffassung des Ausschusses soll eine Um- 
verteilung der der „Stiftung für ehemalige politische 
Häftlinge" aus dem Stammkapital für Förderungs- 
zwecke jährlich zur Verfügung stehenden Mittel 
vorgenommen werden. Die Stiftung soll dadurch in 
die Lage versetzt werden, für die Jahre 1970 und 
1971 jeweils den doppelten Betrag (1 Million DM) 
auszuschütten. Der Stiftung wird dadurch vor allem 
ermöglicht, den vorhandenen Antragsüberhang ab- 
zubauen und dabei insbesondere die älteren Antrag- 
steller zu berücksichtigen. 


Bonn, den 13. Mai 1971 


Freiherr von Fircks 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 1999 — in 
der sich aus der anliegenden Zusammenstellung 
ergebenden Fassung anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 13. Mai 1971 


Der Innenausschuß 


Dr. Schäfer (Tübingen) 

Vorsitzender 


Freiherr von Fircks 

Berichterstatter 
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des von der Bundesregierung eingeb rächten Entwurfs 
eines Fünften Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Häftlingshilfegesetzes 
(5. HHÄndG) 

— Drucksache VI/ 1999 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Häftlingshilfe- 
gesetzes (5. HHÄndG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Änderung und Ergänzung des Häftlingshilfegesetzes 

Das Häftlingshilfegesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 29. September 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1793), zuletzt geändert durch das Zweite 
Gesetz über die Anpassung der Leistungen des Bun- 
desversorgungsgesetzes vom 10. Juli 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1029), wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. § 1 wird wie folgt geändert und ergänzt; 

a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 ein- 
gefügt: 

„(4) Von dem Stichtag des Absatzes 1 ist 
ferner nicht betroffen, wer 

1. nach dem 10. August 1955 im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes geboren ist oder 

2. innerhalb von sechs Monaten nach der 
Entlassung aus dem Gewahrsam in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zurück- 
kehrt; in diese Frist werden Zeiten un- 
verschuldeter Verzögerung nicht einge- 
rechnet." 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Häftlingshilfe- 
gesetzes (5. HHÄndG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Änderung und Ergänzung des Häftlingshilfegesetzes 

Das Häftlingshilfegesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 29. September 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1793), zuletzt geändert durch das Zweite 
Gesetz über die Anpassung der Leistungen des Bun- 
desversorgungsgesetzes vom 10. Juli 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1029), wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1, unverändert 


b) Die bisherigen Absätze 4 bis 6 werden Ab- 
sätze 5 bis 7. 


3 



Drucksache VI/2217 


Deutscher Bundestag — - 6. Wahlperiode 


Entwurf 
2. § 9 b erhält folgende Fassung: 

»§ 9 b 

Zusätzliche Eingliederungshilfen 
und Ausgleichsleistungen 

(1) Ein Berechtigter nach § 9 a Abs. 1, der nur 
wegen seines persönlichen Verhaltens nach der 
Besetzung seines Aufenthaltsortes oder nach dem 
8. Mai 1945 in Gewahrsam genommen und län- 
ger als zwei Jahre in Gewahrsam gehalten 
wurde, erhält auf Antrag für jeden Gewahrsams- 
monat, frühestens vom 1. Januar 1947 ab, zu- 
sätzlich zu den Leistungen nach § 9 a Abs. 1 wei- 
tere neunzig Deutsche Mark. Die Absätze 2 und 
5 des § 9 a gelten auch für diese Leistungen 
Diese zusätzliche Eingliederungshilfe wird auf 
einen Höchstbetrag von zwanzigtausendzwei- 
hundertfünfzig Deutsche Mark begrenzt. 

(2) Leistungen, die nach § 9 a dieses Gesetzes 
in der Fassung vom 16. Juli 1960 (Bundes- 
gesetzbl, I S. 561) bewilligt worden sind oder 
werden, sind auf die nach Absatz 1 zu gewäh- 
renden entsprechenden Leistungen anzurechnen. 

(3) Ein Berechtigter nach Absatz 1 erhält auf 

Antrag als Ausgleich für die ihm aus seinem per- 
sönlichen Verhalten und dem Gewahrsam er- 
wachsenen Nachteile zuätzlich zu den Leistun- 
gen nach Absatz 1 für jeden Gewahrsamsmonat, 
frühestens vom 1. Januar 1947 ab, einhundert 
Deutsche Mark. Der Anspruch ist nur mit der 
Maßgabe vererblich, daß er beim Tode des nach 
Satz 1 Berechtigten auf den Ehegatten oder, falls 
ein Ehegatte nicht vorhanden ist oder verstirbt, 
zu gleichen Teilen auf die Kinder des Berechtig- 
ten übergeht, wenn diese das 18. oder, sofern sie 
sich in einer Schul- oder Berufsausbildung be- 
finden, das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben. Die Aussdiließungsgründe des § 2 gelten 
auch für die Erben. Ist der nach Satz 1 Berech- 
tigte vor dem (Tag des Inkrafttre- 

tens des 5. HHÄndG) verstorben, so steht der 
Anspruch dem Ehegatten oder den Kindern so 
zu, wie er ihnen bei einem Übergang nach Satz 2 
zugestanden hätte. Im übrigen gelten die §§ 6, 7 
und 27 des KgfEG sinngemäß. 


(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates den Zeitpunkt und die Reihenfolge 
der Auszahlung der Leistungen nach Absatz 3 
nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel zu bestimmen; dabei sind Be- 
rechtigte mit höherem Lebensalter bevorzugt zu 
berücksichtigen. " 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
2. § 9 b erhält folgende Fassung: 

»§ 9b 

Zusätzliche Eingliederungshilfen 
und Ausgleichsleistungen 

(1) Ein Berechtigter nach § 9 a Abs. 1, der in Ge- 
wahrsam genommen wurde nur wegen seines per- 
sönlichen Verhaltens nach der Besetzung seines 
Aufenthaltsortes oder nach dem 8. Mai 1945 und 
länger als zwei Jahre in Gewahrsam gehalten 
worden ist, erhält auf Antrag für jeden Gewahrs- 
samsmonat, frühestens vom 1. Januar 1947 ab, 
zusätzlich zu den Leistungen nach § 9 a Abs. 1 
weitere neunzig Deutsche Mark. § 9 a Abs. 2 und 
5 gilt auch für diese Leistungen. Die zusätzliche 
Eingliederungshilfe wird auf einen Höchstbetrag 
von zwanzigtausendzweihundertfünfzig Deutsche 
Mark begrenzt. 

(2) Leistungen, die nach § 9 b dieses Gesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Sep- 
tember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1793) bewilligt 
worden sind, sind auf die nach Absatz 1 zu ge- 
währenden Leistungen anzurechnen. 

(3) Ein Berechtigter nach Absatz 1 erhält auf 

Antrag als Ausgleich für die ihm aus seinem per- 
sönlichen Verhalten und dem Gewahrsam er- 
wachsenen Nachteile zusätzlich zu den Leistun- 
gen nach Absatz 1 für jeden Gewahrsamsmonat, 
frühestens vom 1. Januar 1947 ab, einhundert 
Deutsche Mark. Der Monat, in den der Beginn des 
Gewahrsams fällt, sowie der Entlassungsmonat 
werden voll berücksichtigt. Der Anspruch ist nur 
mit der Maßgabe vererblich, daß er beim Tode 
des nach Satz 1 Berechtigten auf den Ehegatten 
oder, falls ein Ehegatte nicht vorhanden ist oder 
verstirbt, zu gleichen Teilen auf die Kinder des 
Berechtigten übergeht, wenn diese das 18. oder, 
sofern sie sich in einer Schul- oder Berufsausbil- 
dung befinden, das 27. Lebensjahr noch nicht voll- 
endet haben. Die Ausschließungsgründe des § 2 
gelten auch für die Erben. Ist der nach Satz 1 
Berechtigte vor dem (Tag des In- 

krafttretens des 5. HHÄndG) verstorben, so steht 
der Anspruch dem Ehegatten oder den Kindern so 
zu, wie er ihnen bei einem Übergang nach Satz 3 
zugestanden hätte. Im übrigen gelten § 5 Abs. 1, 
§§ 6, 7 und 27 des Kriegsgefangenenentschädi- 
gungsgesetzes sinngemäß. 

(4) unverändert 
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Entwurf 

3. § 9 c wird wie folgt ergänzt: 

In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt; 

„§ 9 a Abs. 2 gilt auch für diese Leistungen." 

4. ln § 12 werden die Worte „Bundesminister für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte" 
durch die Worte „für dieses Gesetz federführen- 
den Minister" ersetzt. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

3. unverändert 

4. unverändert 


5. An § 17 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Die Stiftung kann im Einvernehmen mit dem für 
dieses Gesetz federführenden Bundesminister zur 
Vermeidung unbilliger Härten in Einzelfällen die 
in § 9 b Abs. 3 Satz 3 genannten Personen för- 
dern." 

6. In § 18 Abs. 2 werden hinter dem Wort „Zweck", 
die Wörter „jährlich fünfhunderttausend Deutsche 
Mark" durch folgende Worte ersetzt: 

„für 1970 500 000 Deutsche Mark, 

für die Jahre 1971 und 1972 je 1 Million 
Deutsche Mark, 

für die Jahre 1973 bis 1985 je 500 000 Deut- 
sche Mark 

und für die Jahre 1986 bis 1989 je 250 000 
Deutsche Mark." 


Artikel II Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 unverändert 

des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel III 


Artikel III 


Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1971 in Kraft. 


unverändert 
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